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1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Gettorf 
vom 01.01.2022.  
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Aushang an den amtlichen 
Bekanntmachungstafeln ab dem 21.09.2022 (Tag des Aushanges). 

 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB erfolgte durch Auslegung in 

der Zeit vom 21.05.2024 bis zum 26.06.2024. 
 
3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 

gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 21.05.2024 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert. 
 

4. Der Bauausschuss hat am ………………… den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82 und die Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

 
5. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil 

B), sowie die Begründung und Umweltbericht wurden in der Zeit vom ………………… bis einschließlich 
………………… im Internet veröffentlicht und haben zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangs-
möglichkeiten während der Öffnungszeiten für den Publikumsverkehr des Amtes Dänischer Wohld nach § 
3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellung-
nahmen während der Auslegungsfrist von jedermann per E-Mail, schriftlich oder zur Niederschrift geltend 
gemacht werden können, am ………………… (Bereitstellungstag) bis einschließlich ………………… durch 
Veröffentlichung im Internet sowie durch Aushang ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der Bekanntma-
chung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden 
zusätzlich unter „https://www.amt-daenischer-wohld.de/“ zur Beteiligung der Öffentlichkeit ins Internet ein-
gestellt und über das Landesportal „DigitalAtlasNord“ zugänglich gemacht. 

 
6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB am ………………… zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gettorf, den ………………… ………………………………… 
      Marco Koch - Bürgermeister - 
 
7. Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und -bezeich-

nungen sowie Gebäude in den Planunterlagen enthalten und maßstabsgerecht dargestellt sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Kiel, den …………………  ………………… ………………………………… 
      Siegel   Dipl.-Ing. Wulf Jeß (ÖbVl) 
 
8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Trä-

ger öffentlicher Belange am ………………… geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 
 
9. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 82, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 

dem Text (Teil B) am ………………… als Satzung beschlossen und die Begründung durch (einfachen) 
Beschluss gebilligt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Gettorf, den ………………… …………………………………  
      Marco Koch - Bürgermeister -  
 
10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit 

ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gettorf, den ………………… ………………………………… 
      Marco Koch - Bürgermeister -  
 
11. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 82 durch die Gemeindevertretung sowie Internetadresse der 

Gemeinde und Stelle, bei denen der Plan mit der Begründung auf Dauer während der Sprechstunden von 
allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind vom 
………………… bis ………………… ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf 
die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
einschließlich der sich ergebenen Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschä-
digungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen 
worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin 
am ………………… in Kraft getreten. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 

Gettorf, den ………………… ………………………………… 
      Marco Koch - Bürgermeister -  

Teil A: Planzeichnung M.: 1:1.000
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Satzung der Gemeinde Gettorf, Kreis Rendsburg-Eckernförde, über den Bebauungsplan Nr. 82
- Erweiterung Gewerbepark Eichkoppel -

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 86 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO) und des § 18 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung vom __.__.____ folgende Satzung der Gemeinde Gettorf, Kreis Rendsburg-Eckernförde, über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 82, für das Gebiet südwestlich der Trasse der 
Ortsumgehung der Bundesstraße 76 (B 76), nördlich und westlich angrenzend an das Gewerbegebiet Eichkoppel, nördlich und westlich angrenzend an das Wohngebiet Ziegelei und nördlich der Straße 
Hasenberg, bestehend aus der Planzeichnung -Teil A-  und dem Text -Teil B-, erlassen. 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786) die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) geändert 
worden ist.

Für das Gebiet  südwestlich der Trasse der Ortsumgehung der Bundesstraße 76 (B 76), nördlich und westlich angrenzend an das Gewerbegebiet Eichkoppel, nördlich und 
westlich angrenzend an das Wohngebiet Ziegelei und nördlich der Straße Hasenberg

Regel-
verfahrenArt des Verfahrens : Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplan (§ 12 BauGB)

Stand des Verfahrens : § 10 BauGB

Beschleunigtes Ver-
fahren (§ 13a BauGB)

Einfacher Bebauungs-
plan (§ 30 (3) BauGB)

Vereinfachtes Ver-
fahren (§ 13 BauGB)

Geändert :

§ 1 (7) BauGB§ 4a (3) BauGB§ 4a (2) BauGB§ 4 (2) BauGB§ 3 (2) BauGB§ 4 (1) BauGB§ 3 (1) BauGB
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Für das Gebiet südwestlich der Trasse der Ortsumgehung der Bundestraße 76 (B 76), 
nördlich und westlich angrenzend an das Gewerbegebiet Eichkoppel, nördlich und 
westlich angrenzend an das Wohngebiet Ziegelei und nördlich der Straße Hasenberg
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Teil B: Textliche Festsetzungen

Verfahrensvermerke:

Satzung der Gemeinde Gettorf, Kreis Rendsburg-Eckernförde 
über den Bebauungsplan Nr. 82
- Erweiterung Gewerbepark Eichkoppel - 

Verortung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 der Gemeinde Bordesholm
(Kartengrundlage: Topografische Karte 1 : 25.000, Geobasisdaten@LVermGeo.LandSH.de)
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Art der baulichen Nutzung

RECHTSGRUNDLAGENERLÄUTERUNGENPLANZEICHEN

Planzeichenerklärung:

1. FESTSETZUNGEN  (§ 9 BauGB und BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes Nr.  82

§ 9 Abs. 7 BauGB

BFL 1 Nummerierung der Bauflächen, z. B. Baufläche (BFL) 1

GE § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 8 BauNVO

Gewerbegebiet

Maß der baulichen Nutzung

GRZ 0,80 Grundflächenzahl, z.B. 0,80 § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 16 Abs. 2 + 3, § 19 BauNVO

GHmax 
32,00 m ü. NHN

Maximal zulässige Gebäudehöhe über Normalhöhennull,
z.B. 32,00 m ü. NHN

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 16 Abs. 2 + 3, § 18 BauNVO

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß

Bauweise, Baugrenze

Abweichende  Bauweisea
Baugrenze

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
+ § 22 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
+ § 23 BauNVO

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBStraßenverkehrsfläche

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBVerkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBÖffentliche Parkplätze

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBFußgängerbereich

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBElektrizität

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGBFlächen für Versorgungsanlagen

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und 
sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBRegenwasserrückhaltebecken

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBRegenwassergrabenRG

Zweckbestimmung

Parkanlage § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Grünflächen

Grünfläche (öffentliche Grünflächen)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 + Abs. 6 BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzung
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und  
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schuntz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

Baum, zu erhalten 

Baum,  zu pflanzen

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Knick, neu anzulegen

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGBKnick, zu erhalten

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

§ 9 Abs. 6 BauGBBiotopB

§ 29 StrWGAnbauverbotszone: 
20 m  zu Bundes-  und  Landesstraßen

2. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Mit Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche 
zugunsten der Gemeinde sowie der Rettungskräfte

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGB
FL1

Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Fläche 
zugunsten der Gemeinde, der Rettungskräfte sowie der Öffentlichkeit

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGB
GF2

Sonstige Planzeichen

Mit Leitungsrechten zu belastende Fläche 
zugunsten der Leitungsträger

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGB
L3

52/25 Flurstücksbezeichnung

Böschung, vorhanden

Sichtdreieck (außerhalb des Plangeltungsbereichs)

Gemeindegrenze

3. DARSTELLUNG OHNE NORMCHARAKTER

Flurstücksgrenze,  vorhanden

§ 9 Abs. 6 BauNVO
§ 33 Abs. 3 StrWG i.V.m. RASt 06

Sichtdreiecke 

Verkehrsgrün (V) § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGBV

Anpflanzungsmaßnahme (AM), i.V.m. Teil B Text § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGBAM

Naturnahe Grünflächen (NAT) § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGBNAT

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBPumpanlageP

Flächen  für  die  Landwirtschaft

Flächen für die Landwirtschaft

§ 9 Abs. 1 Nr. 18 + Abs. 6 BauGB

20.70 Geländehöhenpunkt vorhanden mit der Höhenangabe über Normalhöhennull

Gemarkungsgrenze

Offene Bauweiseo § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
+ § 22 BauNVO

Wasserfläche § 9 Abs. 1 Nr. 16 + Abs. 6 BauGB

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung der Wasserabflusses

Bebauung, vorhanden

Baum, vorhanden

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Abgrenzung  des  Maßes  der  baulichen  Nutzung § 16 Abs. 5 BauNVO

Abgrenzung  der unterschiedlichen Nutzung der Grünfläche § 16 Abs. 5 BauNVO

Werbepylon, i.V.m. Teil B Text

Verkehrsberuhigter Bereich § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

KNS Knickschutzstreifen [KNS] § 9 Abs. 1 Nr. 20 + Abs. 6 BauGB

I.  Planungsrechtliche Festsetzungen  

1. Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO) 

1.1 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO 
Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. 
 

1.1.1 Ausnahmsweise sind  
 

a) Verkaufsstätten zulässig, wenn sie  
 
- nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln, 
- in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einem Großhandels-, 

Produktions-, Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb stehen und  
- diesem gegenüber in der Betriebsfläche, die zulässige Grundfläche sowie die zulässige Nutzfläche 

im Freien, untergeordnet sind. Die Verkaufsfläche ist hierbei bis maximal bis 300 m² zulässig. 
 

b) der Versorgung eines Gewerbegebietes dienende Kioske und Backshops mit einer Verkaufsfläche von 
100 m² zulässig. 

 
1.1.2 Bei Gewerbebetrieben des Kraftfahrzeug-Handwerks, des holzver- oder holzbearbeitenden Bereichs 

einschließlich Möbel, des Bau- und Gartenbedarfs, kann darüber hinaus bis zu 800 m² Verkaufs- und 
Ausstellungsfläche ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Verkaufs-/ Ausstellungsfläche dem 
Hauptbetrieb räumlich zugeordnet- und im betrieblichen Zusammenhang errichtet ist.  
 

1.2 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO Speditions- und 
Logistikbetriebe nur ausnahmsweise zulässig.  

 
1.3 In dem Gewerbegebiet (GE) sind Tankstellen gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

 
1.4 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Wohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes. 
 

1.5 In dem Gewerbegebiet (GE) ist die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO zulässige Nutzung - Vergnügungsstätten 
- gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 

1.6 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO folgende Unterarten von 
Gewerbebetrieben aller Art (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 33 GewO - Gewerbeordnung) 
 

I. Wettbüros, 
II. Hostessenbetriebe, 

III. Bordelle, 
IV. Spielhallen 

 
unzulässig. 
 

1.7 Im Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO 
Werbeanlagen für Fremdwerbung nicht zulässig.  
 

1.8 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO genannten Einrichten und Anlagen 
für die Tierhaltung, einschließlich der Kleintierzucht, nach § 14 Abs. 1 Satz 3 ausgeschlossen.  
 
 

2. Höhe der baulichen Anlagen (Gebäudehöhe) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

2.1 In dem Gewerbegebiet (GE) werden die maximalen Gebäudehöhen (GH) durch die Höhenangabe in Meter 
über NHN (Normalhöhennull) festgesetzt. 
 
Die Gebäudehöhe wird durch die Oberkante des Daches begrenzt. 

 
2.2 Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen bei flach geneigten Dächern sowie bei 

Flachdächern sind Attiken zulässig. Die Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe (GH) ist hierbei bis 
zu 1,50 m zulässig. 

2.3 Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte technische 
Anlagen, Anlagen für Lüftung und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte Antennenanlagen sowie 
untergeordnete Bauteile. Durch vorgenannte Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der maximalen 
Gebäudehöhe um bis zu 3,00 m zulässig. 
 
 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO Gebäude 
mit einer Länge und Breite von mehr als 50 m innerhalb der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig. 
 
 

4. Grundfläche/ Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) ist gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO eine Grundfläche durch Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis maximal 0,8 zulässig.  
 
 

5. Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB und §§ 12, 14 und § 17 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nebenanlagen – oberirdische Leitungen - zur Versorgung des Baugebietes mit Energie und 
Telekomunikation (Masten und oberirdische Leitungen) auch ausnahmsweise im gesamten 
Geltungsbereich nicht zulässig. Ebenfalls sind auf den Grundstücken keine oberirdischen Gas- und 
Öltanks zulässig.  
 
 

6. Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen zur dezentralen und zentralen Erzeu-

gung, Verteilung und Nutzung von Strom 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die der Versorgung des Gewerbegebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser dienenden Nebenanlagen als Ausnahme zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
 
 

7. Grünordnung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

7.1 Grünflächen 

Die öffentlichen Grünflächen mit den Zweckbestimmungen naturnahe Grünfläche (NAT) sowie die 
Parkanlage sind als Wiesenflächen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Sie sind mit einer arten- und 
krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu 
pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das 
Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
- Mit Ausnahme der unter Ziffer 7.3.4 genannten sonstigen Baumpflanzungen dürfen Gehölze dort nicht 

gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen, das Ablagern von Materialien ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  

 
7.2 Vermeidung und Minderung von Eingriffen 

7.2.1 Erhalt der als Biotop gesetzlich geschützten Knicks 
Die im Plangebiet vorhandenen und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG geschützten Knickbestände sind in 
ihrer dargestellten Länge vollständig zu erhalten und vor Störungen zu bewahren.  
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1.4 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO Wohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes. 
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1.7 Im Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO 
Werbeanlagen für Fremdwerbung nicht zulässig.  
 

1.8 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO genannten Einrichten und Anlagen 
für die Tierhaltung, einschließlich der Kleintierzucht, nach § 14 Abs. 1 Satz 3 ausgeschlossen.  
 
 

2. Höhe der baulichen Anlagen (Gebäudehöhe) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

2.1 In dem Gewerbegebiet (GE) werden die maximalen Gebäudehöhen (GH) durch die Höhenangabe in Meter 
über NHN (Normalhöhennull) festgesetzt. 
 
Die Gebäudehöhe wird durch die Oberkante des Daches begrenzt. 

 
2.2 Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen bei flach geneigten Dächern sowie bei 

Flachdächern sind Attiken zulässig. Die Überschreitung der maximalen Gebäudehöhe (GH) ist hierbei bis 
zu 1,50 m zulässig. 

2.3 Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte technische 
Anlagen, Anlagen für Lüftung und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte Antennenanlagen sowie 
untergeordnete Bauteile. Durch vorgenannte Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der maximalen 
Gebäudehöhe um bis zu 3,00 m zulässig. 
 
 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO Gebäude 
mit einer Länge und Breite von mehr als 50 m innerhalb der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig. 
 
 

4. Grundfläche/ Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) ist gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO eine Grundfläche durch Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis maximal 0,8 zulässig.  
 
 

5. Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB und §§ 12, 14 und § 17 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nebenanlagen – oberirdische Leitungen - zur Versorgung des Baugebietes mit Energie und 
Telekomunikation (Masten und oberirdische Leitungen) auch ausnahmsweise im gesamten 
Geltungsbereich nicht zulässig. Ebenfalls sind auf den Grundstücken keine oberirdischen Gas- und 
Öltanks zulässig.  
 
 

6. Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen zur dezentralen und zentralen Erzeu-

gung, Verteilung und Nutzung von Strom 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die der Versorgung des Gewerbegebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser dienenden Nebenanlagen als Ausnahme zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
 
 

7. Grünordnung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

7.1 Grünflächen 

Die öffentlichen Grünflächen mit den Zweckbestimmungen naturnahe Grünfläche (NAT) sowie die 
Parkanlage sind als Wiesenflächen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Sie sind mit einer arten- und 
krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu 
pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das 
Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
- Mit Ausnahme der unter Ziffer 7.3.4 genannten sonstigen Baumpflanzungen dürfen Gehölze dort nicht 

gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen, das Ablagern von Materialien ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  

 
7.2 Vermeidung und Minderung von Eingriffen 

7.2.1 Erhalt der als Biotop gesetzlich geschützten Knicks 
Die im Plangebiet vorhandenen und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG geschützten Knickbestände sind in 
ihrer dargestellten Länge vollständig zu erhalten und vor Störungen zu bewahren.  
 

Für die zu erhaltenden Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so durchzuführen, vorhandene Lücken 
sind zu schließen. Die Ersatzpflanzungen haben nach den Vorgaben der Ziffer 7.3.1 Knickneuanlagen zu 
erfolgen.  
Als schützender Pufferstreifen ist ein mindestens 3 m breiter Knickschutzstreifen (KNS) herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten.  
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 
Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.2.2 Knickdurchbruch 
Es ist eine [1] Unterbrechung des vorhandenen Knicks zwischen der Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage und dem Weg Hasenberg mit einer maximalen Breite von 3,0 m zulässig. Dabei ist ein Abstand 
von mindestens 10 m zu den Kronenbereichen der vorhandenen Bäume (Überhälter) einzuhalten.  
 

7.2.3 Erhalt Baumbestand 
Der in der Planzeichnung ausgewiesene Bestand an wertvollen Einzelbäumen und Knick-Überhältern ist 
zu erhalten; abgängige Bäume sind gleichwertig zu ersetzen durch Neupflanzungen in der Qualität 3 x v. 
Hochstamm, StU 16 - 18 cm.  
Bei den anstehenden Baumaßnahmen sind die zu erhaltenden Bäume durch die in der DIN 18920 sowie 
in den Richtlinien für die Anlage von Straßen (RAS-LP 4 von 1999), Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4 
„Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ sowie entsprechend den in 
der Richtlinie zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) 
aufgeführten Maßnahmen zu schützen. Dies lässt sich wirksam durch die Einhaltung eines ausreichenden 
Abstandes und ggf. Schutzzaun/ Stammschutz erzielen.  
 

7.2.4 Erhalt des als Biotop gesetzlich geschützten Kleingewässers im Süden  
Das im Süden vorhandene und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG als Biotop gesetzlich geschützte 
Kleingewässer inklusive eines umgebenden Weidengebüsches als Biotopkomplex  ist zu erhalten und vor 
Störungen zu bewahren. Um die Funktionsfähigkeit des Gewässers dauerhaft sicherzustellen, sind 
Verfüllungen zu entfernen und eine langsame Verlandung durch Ausbaggern zu vermeiden. Diese 
Maßnahmen zur Biotoperhaltung und -wiederherstellung sind fachgerecht durchzuführen und biologisch 
zu begleiten.  

7.3 Maßnahmen zur Ein- und Durchgrünung sowie zum Ausgleich  

7.3.1 Knickneuanlagen 
Gemäß Planzeichnung Teil A ist ein neuer mindestens 3,0 m breiter Knick mit vorgelagertem mindestens 
3,0 m breiten Knickschutzstreifen (KNS) anzulegen.  
 
Bei neu anzulegenden Knicks ist ein Knickwall auf einer Fußbreite von mindestens 3,0 m mit einer 
Wallhöhe von 1,00 m und einer leicht durchgemuldeten Wallkrone in einer Breite von 1,50 m anzulegen. 
Der Wall ist 2-reihig mit standortgerechten heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Im Abstand von 40-60 m 
sind die im Gebiet typischen Stieleichen Quercus robur als Überhälter zu pflanzen und zu entwickeln. 
   
- Pflanzqualität Sträucher: 60/100 cm Höhe.  
- Pflanzqualität Überhälter: Heister, Stammumfang 14-16 cm. Der Knick ist dauerhaft zu  

erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
 
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 

2.3 Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte technische 
Anlagen, Anlagen für Lüftung und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte Antennenanlagen sowie 
untergeordnete Bauteile. Durch vorgenannte Anlagen und Bauteile ist eine Überschreitung der maximalen 
Gebäudehöhe um bis zu 3,00 m zulässig. 
 
 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO Gebäude 
mit einer Länge und Breite von mehr als 50 m innerhalb der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksfläche (Baugrenze) zulässig. 
 
 

4. Grundfläche/ Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) ist gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO eine Grundfläche durch Garagen und 
Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis maximal 0,8 zulässig.  
 
 

5. Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB und §§ 12, 14 und § 17 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nebenanlagen – oberirdische Leitungen - zur Versorgung des Baugebietes mit Energie und 
Telekomunikation (Masten und oberirdische Leitungen) auch ausnahmsweise im gesamten 
Geltungsbereich nicht zulässig. Ebenfalls sind auf den Grundstücken keine oberirdischen Gas- und 
Öltanks zulässig.  
 
 

6. Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen zur dezentralen und zentralen Erzeu-

gung, Verteilung und Nutzung von Strom 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet (GE) sind die der Versorgung des Gewerbegebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme 
und Wasser dienenden Nebenanlagen als Ausnahme zulässig, auch soweit für sie im Bebauungsplan 
keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 
 
 

7. Grünordnung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

7.1 Grünflächen 

Die öffentlichen Grünflächen mit den Zweckbestimmungen naturnahe Grünfläche (NAT) sowie die 
Parkanlage sind als Wiesenflächen anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Sie sind mit einer arten- und 
krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu 
pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das 
Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
- Mit Ausnahme der unter Ziffer 7.3.4 genannten sonstigen Baumpflanzungen dürfen Gehölze dort nicht 

gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen, das Ablagern von Materialien ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  

 
7.2 Vermeidung und Minderung von Eingriffen 

7.2.1 Erhalt der als Biotop gesetzlich geschützten Knicks 
Die im Plangebiet vorhandenen und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG geschützten Knickbestände sind in 
ihrer dargestellten Länge vollständig zu erhalten und vor Störungen zu bewahren.  
 

Für die zu erhaltenden Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so durchzuführen, vorhandene Lücken 
sind zu schließen. Die Ersatzpflanzungen haben nach den Vorgaben der Ziffer 7.3.1 Knickneuanlagen zu 
erfolgen.  
Als schützender Pufferstreifen ist ein mindestens 3 m breiter Knickschutzstreifen (KNS) herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten.  
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 
Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.2.2 Knickdurchbruch 
Es ist eine [1] Unterbrechung des vorhandenen Knicks zwischen der Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage und dem Weg Hasenberg mit einer maximalen Breite von 3,0 m zulässig. Dabei ist ein Abstand 
von mindestens 10 m zu den Kronenbereichen der vorhandenen Bäume (Überhälter) einzuhalten.  
 

7.2.3 Erhalt Baumbestand 
Der in der Planzeichnung ausgewiesene Bestand an wertvollen Einzelbäumen und Knick-Überhältern ist 
zu erhalten; abgängige Bäume sind gleichwertig zu ersetzen durch Neupflanzungen in der Qualität 3 x v. 
Hochstamm, StU 16 - 18 cm.  
Bei den anstehenden Baumaßnahmen sind die zu erhaltenden Bäume durch die in der DIN 18920 sowie 
in den Richtlinien für die Anlage von Straßen (RAS-LP 4 von 1999), Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4 
„Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ sowie entsprechend den in 
der Richtlinie zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) 
aufgeführten Maßnahmen zu schützen. Dies lässt sich wirksam durch die Einhaltung eines ausreichenden 
Abstandes und ggf. Schutzzaun/ Stammschutz erzielen.  
 

7.2.4 Erhalt des als Biotop gesetzlich geschützten Kleingewässers im Süden  
Das im Süden vorhandene und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG als Biotop gesetzlich geschützte 
Kleingewässer inklusive eines umgebenden Weidengebüsches als Biotopkomplex  ist zu erhalten und vor 
Störungen zu bewahren. Um die Funktionsfähigkeit des Gewässers dauerhaft sicherzustellen, sind 
Verfüllungen zu entfernen und eine langsame Verlandung durch Ausbaggern zu vermeiden. Diese 
Maßnahmen zur Biotoperhaltung und -wiederherstellung sind fachgerecht durchzuführen und biologisch 
zu begleiten.  

7.3 Maßnahmen zur Ein- und Durchgrünung sowie zum Ausgleich  

7.3.1 Knickneuanlagen 
Gemäß Planzeichnung Teil A ist ein neuer mindestens 3,0 m breiter Knick mit vorgelagertem mindestens 
3,0 m breiten Knickschutzstreifen (KNS) anzulegen.  
 
Bei neu anzulegenden Knicks ist ein Knickwall auf einer Fußbreite von mindestens 3,0 m mit einer 
Wallhöhe von 1,00 m und einer leicht durchgemuldeten Wallkrone in einer Breite von 1,50 m anzulegen. 
Der Wall ist 2-reihig mit standortgerechten heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Im Abstand von 40-60 m 
sind die im Gebiet typischen Stieleichen Quercus robur als Überhälter zu pflanzen und zu entwickeln. 
   
- Pflanzqualität Sträucher: 60/100 cm Höhe.  
- Pflanzqualität Überhälter: Heister, Stammumfang 14-16 cm. Der Knick ist dauerhaft zu  

erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
 
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 

Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Anpflanzungsmaßnahmen – AM) 
Westlich der Baufläche (BFL) 3 ist eine naturnahe knickartige Bepflanzung überwiegend aus den 
landschaftstypischen Knickgehölzen herzustellen. Die Pflanzung ist in einer Breite von mindestens 3 m 
als zweireihige ebenerdige Hecke aus heimischen knicktypischen Gehölzen wie Weißdorn, Hasel, 
Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose, Flieder und Obstgehölzen auszuführen; diese 
naturnahe Hecke ist dauerhaft zu erhalten. 
 

7.3.3 Baumpflanzungen entlang der Planstraße A 
Entlang der Planstraße A sind an den gekennzeichneten Standorten entsprechend der zeichnerische 
Festsetzung (Teil A, Planzeichnung) insgesamt 12 Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der 
offen herzustellende Baumstandort muss eine Mindestgröße von 8 m² haben. Die offenen Baumstandorte 
sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -bügel) gegen Überfahren zu sichern. 
Pflanzqualität der Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten 
geeignet: z.B. Linde, Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische 
Mehlbeere. 
 

7.3.4 Sonstige Baumpflanzungen  
In den Grünflächen mit der Zweckbestimmung Naturnahe Grünfläche [NAT] sowie in der Fläche für Ver- 
und Entsorgung sind an den gekennzeichneten Standorten insgesamt 19 Laubbäume zu pflanzen, wobei 
der offen herzustellende Baumstandort eine Mindestgröße von 8 m² haben muss. Pflanzqualität der 
Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten geeignet: z.B. Linde, 
Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische Mehlbeere. 
 
Die Baumpflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen. 
 

7.3.5 Maßnahmenfläche (interne Ausgleichsfläche) 
Die mit einer "Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, Knickschutz" versehene Fläche ist als naturnahe Wiese extensiv zu 
unterhalten. Sie sind mit einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut 
(Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, 
frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der 
Aushagerung zu erfolgen. 
 
Ein ständiges Betreten oder Befahren ist nicht zulässig. 
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.6 Dachbegrünung  
Ein Anteil von 50 % der dafür Nutzbaren Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden ist dauerhaft mit 
lebenden Pflanzen mindestens in extensiver From zu begrünen. 
 
 
 

Für die zu erhaltenden Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so durchzuführen, vorhandene Lücken 
sind zu schließen. Die Ersatzpflanzungen haben nach den Vorgaben der Ziffer 7.3.1 Knickneuanlagen zu 
erfolgen.  
Als schützender Pufferstreifen ist ein mindestens 3 m breiter Knickschutzstreifen (KNS) herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten.  
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 
Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.2.2 Knickdurchbruch 
Es ist eine [1] Unterbrechung des vorhandenen Knicks zwischen der Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage und dem Weg Hasenberg mit einer maximalen Breite von 3,0 m zulässig. Dabei ist ein Abstand 
von mindestens 10 m zu den Kronenbereichen der vorhandenen Bäume (Überhälter) einzuhalten.  
 

7.2.3 Erhalt Baumbestand 
Der in der Planzeichnung ausgewiesene Bestand an wertvollen Einzelbäumen und Knick-Überhältern ist 
zu erhalten; abgängige Bäume sind gleichwertig zu ersetzen durch Neupflanzungen in der Qualität 3 x v. 
Hochstamm, StU 16 - 18 cm.  
Bei den anstehenden Baumaßnahmen sind die zu erhaltenden Bäume durch die in der DIN 18920 sowie 
in den Richtlinien für die Anlage von Straßen (RAS-LP 4 von 1999), Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4 
„Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ sowie entsprechend den in 
der Richtlinie zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) 
aufgeführten Maßnahmen zu schützen. Dies lässt sich wirksam durch die Einhaltung eines ausreichenden 
Abstandes und ggf. Schutzzaun/ Stammschutz erzielen.  
 

7.2.4 Erhalt des als Biotop gesetzlich geschützten Kleingewässers im Süden  
Das im Süden vorhandene und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG als Biotop gesetzlich geschützte 
Kleingewässer inklusive eines umgebenden Weidengebüsches als Biotopkomplex  ist zu erhalten und vor 
Störungen zu bewahren. Um die Funktionsfähigkeit des Gewässers dauerhaft sicherzustellen, sind 
Verfüllungen zu entfernen und eine langsame Verlandung durch Ausbaggern zu vermeiden. Diese 
Maßnahmen zur Biotoperhaltung und -wiederherstellung sind fachgerecht durchzuführen und biologisch 
zu begleiten.  

7.3 Maßnahmen zur Ein- und Durchgrünung sowie zum Ausgleich  

7.3.1 Knickneuanlagen 
Gemäß Planzeichnung Teil A ist ein neuer mindestens 3,0 m breiter Knick mit vorgelagertem mindestens 
3,0 m breiten Knickschutzstreifen (KNS) anzulegen.  
 
Bei neu anzulegenden Knicks ist ein Knickwall auf einer Fußbreite von mindestens 3,0 m mit einer 
Wallhöhe von 1,00 m und einer leicht durchgemuldeten Wallkrone in einer Breite von 1,50 m anzulegen. 
Der Wall ist 2-reihig mit standortgerechten heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Im Abstand von 40-60 m 
sind die im Gebiet typischen Stieleichen Quercus robur als Überhälter zu pflanzen und zu entwickeln. 
   
- Pflanzqualität Sträucher: 60/100 cm Höhe.  
- Pflanzqualität Überhälter: Heister, Stammumfang 14-16 cm. Der Knick ist dauerhaft zu  

erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
 
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 

Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Anpflanzungsmaßnahmen – AM) 
Westlich der Baufläche (BFL) 3 ist eine naturnahe knickartige Bepflanzung überwiegend aus den 
landschaftstypischen Knickgehölzen herzustellen. Die Pflanzung ist in einer Breite von mindestens 3 m 
als zweireihige ebenerdige Hecke aus heimischen knicktypischen Gehölzen wie Weißdorn, Hasel, 
Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose, Flieder und Obstgehölzen auszuführen; diese 
naturnahe Hecke ist dauerhaft zu erhalten. 
 

7.3.3 Baumpflanzungen entlang der Planstraße A 
Entlang der Planstraße A sind an den gekennzeichneten Standorten entsprechend der zeichnerische 
Festsetzung (Teil A, Planzeichnung) insgesamt 12 Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der 
offen herzustellende Baumstandort muss eine Mindestgröße von 8 m² haben. Die offenen Baumstandorte 
sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -bügel) gegen Überfahren zu sichern. 
Pflanzqualität der Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten 
geeignet: z.B. Linde, Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische 
Mehlbeere. 
 

7.3.4 Sonstige Baumpflanzungen  
In den Grünflächen mit der Zweckbestimmung Naturnahe Grünfläche [NAT] sowie in der Fläche für Ver- 
und Entsorgung sind an den gekennzeichneten Standorten insgesamt 19 Laubbäume zu pflanzen, wobei 
der offen herzustellende Baumstandort eine Mindestgröße von 8 m² haben muss. Pflanzqualität der 
Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten geeignet: z.B. Linde, 
Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische Mehlbeere. 
 
Die Baumpflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen. 
 

7.3.5 Maßnahmenfläche (interne Ausgleichsfläche) 
Die mit einer "Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, Knickschutz" versehene Fläche ist als naturnahe Wiese extensiv zu 
unterhalten. Sie sind mit einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut 
(Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, 
frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der 
Aushagerung zu erfolgen. 
 
Ein ständiges Betreten oder Befahren ist nicht zulässig. 
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.6 Dachbegrünung  
Ein Anteil von 50 % der dafür Nutzbaren Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden ist dauerhaft mit 
lebenden Pflanzen mindestens in extensiver From zu begrünen. 
 
 
 

7.3.7 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen, Stellplatzanlagen § 86 LBO-SH 
Die ebenerdigen Stellplatzanlagen auf den Gewerbegrundstücken sind mit Pflanzflächen und Bäumen 
folgendermaßen zu gliedern und zu durchgrünen: Auf je 5 Pkw-Stellplätze und auf je 150 m² Lkw-
Stellplatzfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum in der Qualität 3 x v. Hochstamm, 
Stammumfang mindestens 16 - 18 cm zu pflanzen dauerhaft zu erhalten. Baumpflanzungen können auch 
im direkten Umfeld der Stellplatzanlage erfolgen, wenn die Stellplatzanlagen mit einem Dach zur PV-
Nutzung überstellt werden. Die unversiegelte Pflanzfläche pro Baum muss mindestens 10 m² betragen.  
 
Es ist entsprechend den Vorschriften der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-
schaftsbau e. V., 2010) je Baum ein durchwurzelbarer unterirdischer Bereich in einer Größe von 12 m³ 
herzustellen. Die offenen Baumstandorte sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -
bügel, große Findlinge) gegen Überfahren zu sichern. 
 

7.3.8 Ausschluss von Schottergärten  
Die unbebauten Flächen (private Grünflächenanteile der Grundstücke) der Gewerbegrundstücke sind zu 
begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Ausgenommen davon sind Wege, Zufahrten, Stell- und 
Lagerplätze. Weitgehend versiegelte Flächen, unbegrünte Schotter- und Kiesflächen sowie mit Folie und 
Vlies abgedeckte Grünflächen sind nicht zulässig. 
 

7.3.9 Befestigung der öffentlichen Fuß- und Unterhaltungswege 
Die Fuß- und Unterhaltungswege in den festgesetzzen Grünflächen sind mit einer wasserdurchlässigen 
Decke (wassergebundene Decke, Schotterrasen) herzustellen.  

7.4 Zuordnung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

7.4.1 Ausgleicherfordernis: 5.447 m ² (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Plangebietes eine 
Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im Süden des Plangeltungsbereichs, 
nördlich des Weges Hasenberg und östlich der Wohnbebauung Ziegelei. Es handelt sich um einen Teil 
des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf. 
 

7.4.2 Erforderlicher Knickersatz:  697 lfm (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Plangebietes  
Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehenen Knick-Neuanlagen ergeben sich 
gemäß Teil A Planzeichnung für die Teilstücke:  
 
- Ca. 146 m Knickabschnitt entlang der nördlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 9/14, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (südlich der Erschließungsrampe zur B 76), 
- Ca. 246 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 54/4, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 50 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 19 m Knickabschnitt an der ööstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung 

Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 166 m Knickabschnitt südlich der Bauflächen (BFL) 2 und 4 sowie  
- Ca. 70 m Knickabschnitt zwischen der festgesetzten Maßnahmenfläche sowie der Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung Parkanlage;  
 

7.4.3 Ausgleicherfordernis: 37.153 m ² (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Gemeindegebietes eine 
externe Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im XYZ (Himmelsrichtung) 
Gemeindegebiet im Umfeld XYZ. Es handelt sich um einen Teil des Flurstücks XYZ, Flur XYZ, Gemarkung 
XYZ, Gemeinde XYZ. 
 

7.4.4 Erforderlicher Knickersatz: 1.151 lfm (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Gemeindegebietes 
zwei Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehene Knick-Neuanlage umfasst 
folgende (Teil-)stücke:  
 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
 
 
 
 
 

Für die zu erhaltenden Knicks sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so durchzuführen, vorhandene Lücken 
sind zu schließen. Die Ersatzpflanzungen haben nach den Vorgaben der Ziffer 7.3.1 Knickneuanlagen zu 
erfolgen.  
Als schützender Pufferstreifen ist ein mindestens 3 m breiter Knickschutzstreifen (KNS) herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten.  
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 
Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.2.2 Knickdurchbruch 
Es ist eine [1] Unterbrechung des vorhandenen Knicks zwischen der Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage und dem Weg Hasenberg mit einer maximalen Breite von 3,0 m zulässig. Dabei ist ein Abstand 
von mindestens 10 m zu den Kronenbereichen der vorhandenen Bäume (Überhälter) einzuhalten.  
 

7.2.3 Erhalt Baumbestand 
Der in der Planzeichnung ausgewiesene Bestand an wertvollen Einzelbäumen und Knick-Überhältern ist 
zu erhalten; abgängige Bäume sind gleichwertig zu ersetzen durch Neupflanzungen in der Qualität 3 x v. 
Hochstamm, StU 16 - 18 cm.  
Bei den anstehenden Baumaßnahmen sind die zu erhaltenden Bäume durch die in der DIN 18920 sowie 
in den Richtlinien für die Anlage von Straßen (RAS-LP 4 von 1999), Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4 
„Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ sowie entsprechend den in 
der Richtlinie zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) 
aufgeführten Maßnahmen zu schützen. Dies lässt sich wirksam durch die Einhaltung eines ausreichenden 
Abstandes und ggf. Schutzzaun/ Stammschutz erzielen.  
 

7.2.4 Erhalt des als Biotop gesetzlich geschützten Kleingewässers im Süden  
Das im Süden vorhandene und gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG als Biotop gesetzlich geschützte 
Kleingewässer inklusive eines umgebenden Weidengebüsches als Biotopkomplex  ist zu erhalten und vor 
Störungen zu bewahren. Um die Funktionsfähigkeit des Gewässers dauerhaft sicherzustellen, sind 
Verfüllungen zu entfernen und eine langsame Verlandung durch Ausbaggern zu vermeiden. Diese 
Maßnahmen zur Biotoperhaltung und -wiederherstellung sind fachgerecht durchzuführen und biologisch 
zu begleiten.  

7.3 Maßnahmen zur Ein- und Durchgrünung sowie zum Ausgleich  

7.3.1 Knickneuanlagen 
Gemäß Planzeichnung Teil A ist ein neuer mindestens 3,0 m breiter Knick mit vorgelagertem mindestens 
3,0 m breiten Knickschutzstreifen (KNS) anzulegen.  
 
Bei neu anzulegenden Knicks ist ein Knickwall auf einer Fußbreite von mindestens 3,0 m mit einer 
Wallhöhe von 1,00 m und einer leicht durchgemuldeten Wallkrone in einer Breite von 1,50 m anzulegen. 
Der Wall ist 2-reihig mit standortgerechten heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Im Abstand von 40-60 m 
sind die im Gebiet typischen Stieleichen Quercus robur als Überhälter zu pflanzen und zu entwickeln. 
   
- Pflanzqualität Sträucher: 60/100 cm Höhe.  
- Pflanzqualität Überhälter: Heister, Stammumfang 14-16 cm. Der Knick ist dauerhaft zu  

erhalten und fachgerecht zu pflegen. 
 
Die Knickschutzstreifen (KNS) sind von den angrenzenden Gewerbeflächen durch einen festen 
dauerhaften Stabgittermattenzaun mit einer Höhe von mind. 1,20 m abzutrennen und vor einer 

Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 
muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Anpflanzungsmaßnahmen – AM) 
Westlich der Baufläche (BFL) 3 ist eine naturnahe knickartige Bepflanzung überwiegend aus den 
landschaftstypischen Knickgehölzen herzustellen. Die Pflanzung ist in einer Breite von mindestens 3 m 
als zweireihige ebenerdige Hecke aus heimischen knicktypischen Gehölzen wie Weißdorn, Hasel, 
Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose, Flieder und Obstgehölzen auszuführen; diese 
naturnahe Hecke ist dauerhaft zu erhalten. 
 

7.3.3 Baumpflanzungen entlang der Planstraße A 
Entlang der Planstraße A sind an den gekennzeichneten Standorten entsprechend der zeichnerische 
Festsetzung (Teil A, Planzeichnung) insgesamt 12 Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der 
offen herzustellende Baumstandort muss eine Mindestgröße von 8 m² haben. Die offenen Baumstandorte 
sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -bügel) gegen Überfahren zu sichern. 
Pflanzqualität der Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten 
geeignet: z.B. Linde, Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische 
Mehlbeere. 
 

7.3.4 Sonstige Baumpflanzungen  
In den Grünflächen mit der Zweckbestimmung Naturnahe Grünfläche [NAT] sowie in der Fläche für Ver- 
und Entsorgung sind an den gekennzeichneten Standorten insgesamt 19 Laubbäume zu pflanzen, wobei 
der offen herzustellende Baumstandort eine Mindestgröße von 8 m² haben muss. Pflanzqualität der 
Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten geeignet: z.B. Linde, 
Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische Mehlbeere. 
 
Die Baumpflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen. 
 

7.3.5 Maßnahmenfläche (interne Ausgleichsfläche) 
Die mit einer "Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, Knickschutz" versehene Fläche ist als naturnahe Wiese extensiv zu 
unterhalten. Sie sind mit einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut 
(Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, 
frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der 
Aushagerung zu erfolgen. 
 
Ein ständiges Betreten oder Befahren ist nicht zulässig. 
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.6 Dachbegrünung  
Ein Anteil von 50 % der dafür Nutzbaren Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden ist dauerhaft mit 
lebenden Pflanzen mindestens in extensiver From zu begrünen. 
 
 
 

7.3.7 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen, Stellplatzanlagen § 86 LBO-SH 
Die ebenerdigen Stellplatzanlagen auf den Gewerbegrundstücken sind mit Pflanzflächen und Bäumen 
folgendermaßen zu gliedern und zu durchgrünen: Auf je 5 Pkw-Stellplätze und auf je 150 m² Lkw-
Stellplatzfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum in der Qualität 3 x v. Hochstamm, 
Stammumfang mindestens 16 - 18 cm zu pflanzen dauerhaft zu erhalten. Baumpflanzungen können auch 
im direkten Umfeld der Stellplatzanlage erfolgen, wenn die Stellplatzanlagen mit einem Dach zur PV-
Nutzung überstellt werden. Die unversiegelte Pflanzfläche pro Baum muss mindestens 10 m² betragen.  
 
Es ist entsprechend den Vorschriften der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-
schaftsbau e. V., 2010) je Baum ein durchwurzelbarer unterirdischer Bereich in einer Größe von 12 m³ 
herzustellen. Die offenen Baumstandorte sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -
bügel, große Findlinge) gegen Überfahren zu sichern. 
 

7.3.8 Ausschluss von Schottergärten  
Die unbebauten Flächen (private Grünflächenanteile der Grundstücke) der Gewerbegrundstücke sind zu 
begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Ausgenommen davon sind Wege, Zufahrten, Stell- und 
Lagerplätze. Weitgehend versiegelte Flächen, unbegrünte Schotter- und Kiesflächen sowie mit Folie und 
Vlies abgedeckte Grünflächen sind nicht zulässig. 
 

7.3.9 Befestigung der öffentlichen Fuß- und Unterhaltungswege 
Die Fuß- und Unterhaltungswege in den festgesetzzen Grünflächen sind mit einer wasserdurchlässigen 
Decke (wassergebundene Decke, Schotterrasen) herzustellen.  

7.4 Zuordnung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

7.4.1 Ausgleicherfordernis: 5.447 m ² (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Plangebietes eine 
Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im Süden des Plangeltungsbereichs, 
nördlich des Weges Hasenberg und östlich der Wohnbebauung Ziegelei. Es handelt sich um einen Teil 
des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf. 
 

7.4.2 Erforderlicher Knickersatz:  697 lfm (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Plangebietes  
Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehenen Knick-Neuanlagen ergeben sich 
gemäß Teil A Planzeichnung für die Teilstücke:  
 
- Ca. 146 m Knickabschnitt entlang der nördlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 9/14, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (südlich der Erschließungsrampe zur B 76), 
- Ca. 246 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 54/4, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 50 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 19 m Knickabschnitt an der ööstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung 

Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 166 m Knickabschnitt südlich der Bauflächen (BFL) 2 und 4 sowie  
- Ca. 70 m Knickabschnitt zwischen der festgesetzten Maßnahmenfläche sowie der Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung Parkanlage;  
 

7.4.3 Ausgleicherfordernis: 37.153 m ² (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Gemeindegebietes eine 
externe Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im XYZ (Himmelsrichtung) 
Gemeindegebiet im Umfeld XYZ. Es handelt sich um einen Teil des Flurstücks XYZ, Flur XYZ, Gemarkung 
XYZ, Gemeinde XYZ. 
 

7.4.4 Erforderlicher Knickersatz: 1.151 lfm (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Gemeindegebietes 
zwei Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehene Knick-Neuanlage umfasst 
folgende (Teil-)stücke:  
 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
 
 
 
 
 Beeinträchtigung zu bewahren. Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante 

muss mindestens 20 cm betragen. 
In den Bereichen, wo zwischen den Knickschutzstreifen und den Gewerbeflächen ein Regenwassergraben 
(RG) gebaut werden muss, ist der Zaun an der Grundstückskante der Gewerbefläche zu errichten.  
Die Knickschutzstreifen sind als naturnahe Wiese anzulegen und extensiv zu unterhalten. Sie sind mit 
einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut (Regiosaatgut) anzusäen und 
extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. 
Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der Aushagerung zu erfolgen. 
  
Die Nutzung des Knickschutzstreifens als Fahrweg für die Graben- und Knickunterhaltung ist zulässig.  
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(Anpflanzungsmaßnahmen – AM) 
Westlich der Baufläche (BFL) 3 ist eine naturnahe knickartige Bepflanzung überwiegend aus den 
landschaftstypischen Knickgehölzen herzustellen. Die Pflanzung ist in einer Breite von mindestens 3 m 
als zweireihige ebenerdige Hecke aus heimischen knicktypischen Gehölzen wie Weißdorn, Hasel, 
Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose, Flieder und Obstgehölzen auszuführen; diese 
naturnahe Hecke ist dauerhaft zu erhalten. 
 

7.3.3 Baumpflanzungen entlang der Planstraße A 
Entlang der Planstraße A sind an den gekennzeichneten Standorten entsprechend der zeichnerische 
Festsetzung (Teil A, Planzeichnung) insgesamt 12 Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Der 
offen herzustellende Baumstandort muss eine Mindestgröße von 8 m² haben. Die offenen Baumstandorte 
sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -bügel) gegen Überfahren zu sichern. 
Pflanzqualität der Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten 
geeignet: z.B. Linde, Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische 
Mehlbeere. 
 

7.3.4 Sonstige Baumpflanzungen  
In den Grünflächen mit der Zweckbestimmung Naturnahe Grünfläche [NAT] sowie in der Fläche für Ver- 
und Entsorgung sind an den gekennzeichneten Standorten insgesamt 19 Laubbäume zu pflanzen, wobei 
der offen herzustellende Baumstandort eine Mindestgröße von 8 m² haben muss. Pflanzqualität der 
Bäume: 3 x v. Hochstamm, StU 16 - 18 cm. Grundsätzlich sind folgende Baumarten geeignet: z.B. Linde, 
Stieleiche, Vogelkirsche, Ahornarten, Hainbuche, Echte und Schwedische Mehlbeere. 
 
Die Baumpflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen. 
 

7.3.5 Maßnahmenfläche (interne Ausgleichsfläche) 
Die mit einer "Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft, Knickschutz" versehene Fläche ist als naturnahe Wiese extensiv zu 
unterhalten. Sie sind mit einer arten- und krautreichen Grünlandmischung aus zertifiziertem Saatgut 
(Regiosaatgut) anzusäen und extensiv zu pflegen. Die Mahd ist ein [1] mal jährlich vorzunehmen, 
frühestens ab dem 15 Juli des Jahres. Das Abräumen des Mahdguts hat in den ersten drei Jahren der 
Aushagerung zu erfolgen. 
 
Ein ständiges Betreten oder Befahren ist nicht zulässig. 
 
- Gehölze dürfen dort nicht gepflanzt werden.  
- Bauliche Anlagen, auch solche, die gemäß Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO-SH) 

genehmigungsfrei sind, sind nicht zulässig. 
- Abgrabungen oder Aufschüttungen (ausgenommen zur Knickpflege), das Ablagern von Materialien 

ist nicht zulässig. 
- Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist nicht zulässig.  
 

7.3.6 Dachbegrünung  
Ein Anteil von 50 % der dafür Nutzbaren Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden ist dauerhaft mit 
lebenden Pflanzen mindestens in extensiver From zu begrünen. 
 
 
 

7.3.7 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen, Stellplatzanlagen § 86 LBO-SH 
Die ebenerdigen Stellplatzanlagen auf den Gewerbegrundstücken sind mit Pflanzflächen und Bäumen 
folgendermaßen zu gliedern und zu durchgrünen: Auf je 5 Pkw-Stellplätze und auf je 150 m² Lkw-
Stellplatzfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum in der Qualität 3 x v. Hochstamm, 
Stammumfang mindestens 16 - 18 cm zu pflanzen dauerhaft zu erhalten. Baumpflanzungen können auch 
im direkten Umfeld der Stellplatzanlage erfolgen, wenn die Stellplatzanlagen mit einem Dach zur PV-
Nutzung überstellt werden. Die unversiegelte Pflanzfläche pro Baum muss mindestens 10 m² betragen.  
 
Es ist entsprechend den Vorschriften der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-
schaftsbau e. V., 2010) je Baum ein durchwurzelbarer unterirdischer Bereich in einer Größe von 12 m³ 
herzustellen. Die offenen Baumstandorte sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -
bügel, große Findlinge) gegen Überfahren zu sichern. 
 

7.3.8 Ausschluss von Schottergärten  
Die unbebauten Flächen (private Grünflächenanteile der Grundstücke) der Gewerbegrundstücke sind zu 
begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Ausgenommen davon sind Wege, Zufahrten, Stell- und 
Lagerplätze. Weitgehend versiegelte Flächen, unbegrünte Schotter- und Kiesflächen sowie mit Folie und 
Vlies abgedeckte Grünflächen sind nicht zulässig. 
 

7.3.9 Befestigung der öffentlichen Fuß- und Unterhaltungswege 
Die Fuß- und Unterhaltungswege in den festgesetzzen Grünflächen sind mit einer wasserdurchlässigen 
Decke (wassergebundene Decke, Schotterrasen) herzustellen.  

7.4 Zuordnung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

7.4.1 Ausgleicherfordernis: 5.447 m ² (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Plangebietes eine 
Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im Süden des Plangeltungsbereichs, 
nördlich des Weges Hasenberg und östlich der Wohnbebauung Ziegelei. Es handelt sich um einen Teil 
des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf. 
 

7.4.2 Erforderlicher Knickersatz:  697 lfm (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Plangebietes  
Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehenen Knick-Neuanlagen ergeben sich 
gemäß Teil A Planzeichnung für die Teilstücke:  
 
- Ca. 146 m Knickabschnitt entlang der nördlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 9/14, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (südlich der Erschließungsrampe zur B 76), 
- Ca. 246 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 54/4, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 50 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 19 m Knickabschnitt an der ööstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung 

Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 166 m Knickabschnitt südlich der Bauflächen (BFL) 2 und 4 sowie  
- Ca. 70 m Knickabschnitt zwischen der festgesetzten Maßnahmenfläche sowie der Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung Parkanlage;  
 

7.4.3 Ausgleicherfordernis: 37.153 m ² (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Gemeindegebietes eine 
externe Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im XYZ (Himmelsrichtung) 
Gemeindegebiet im Umfeld XYZ. Es handelt sich um einen Teil des Flurstücks XYZ, Flur XYZ, Gemarkung 
XYZ, Gemeinde XYZ. 
 

7.4.4 Erforderlicher Knickersatz: 1.151 lfm (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Gemeindegebietes 
zwei Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehene Knick-Neuanlage umfasst 
folgende (Teil-)stücke:  
 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
 
 
 
 
 

8. Maßnahmen zum Schutz vor schädliche Umwelteinwirkungen (Lärm) 

(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Im Gewerbegebiet sind tagsüber nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe im Sinne der 
Baunutzungsverordnung zulässig. Nachts sind auf den Bauflächen BFL 1, BFL 2, BFL 3 und BFL 6 nicht 
wesentlich störende Gewerbebetriebe zulässig. Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind nicht 
störende Gewerbebetriebe zulässig. Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, 
wenn im Rahmen eines Einzelnachweises festgestellt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung bei 
Umsetzung von geeigneten Schallschutzmaßnahmen lautere Nutzungen möglich sind. 
 
Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter ausnahmsweise zulässig. Für die Einhaltung der 
Anforderungen der TA Lärm ist ein Einzelnachweis zu führen. 
 
Für Außenbauteile von Büroräumen und Ähnlichem ergibt sich das erforderliche, gesamte bewertete Bau-
Schalldämm-Maß von R′w,ges gemäß Gleichung (6) der DIN 4109-1:2018-01:  
R’w,ges = La – 35 dB. 
 
Für Außenbauteile an den der B76 abgewandten Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
La um 5 dB gemindert werden. Bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen darf der maßgebliche 
Außenlärmpegel La um 10 dB gemindert werden. 
 
Von den vorgenannten Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an 
den Schallschutz resultieren. 
 
 

9. Von der Bebauung freizuhaltende Fläche - Sichtdreieck 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Innerhalb der gekennzeichneten Sichtfelder dürfen bauliche Anlagen, Bepflanzungen und Einfriedungen 
nur bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 errichtet werden. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, 
die an das jeweilige Grundstück angrenzt, gemessen.  
 
 

10. Mit Rechten zu belastende Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit Fahr- und Leitungsrechten (FL1) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde sowie den 
Rettungskräften. 
 
Die mit Geh- und Fahrrechten (GF2) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde, den Rettungskräften 
und sowie der Öffentlichkeit. 
 
Die mit dem Leitungsrecht (L3) belastete Fläche dient zugunsten der Leitungsträger.  
 
 

II. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBO-SH) 

1. Werbeanlagen im Gewerbegebiet  
(§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBO-SH) 

1.1 Grundsätzlich dürfen von Werbeanlagen keine Blendwirkungen für den Straßenverkehr auf der 
Bundesstraße B 76 ausgehen. 
 

1.2 Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht sind unzulässig. 
 

1.3 Werbeanlagen an Gebäuden: 
 

1.3.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte ihrer Leistung und nur unterhalb der Traufe und in den 
Giebelbereichen/ -flächen zulässig. 
 

1.3.2 Werbeanlagen in der Dachzone sind nicht zulässig.  
 

1.4 Freistehende Werbeanlagen (Werbepylone): 
 

7.3.7 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen, Stellplatzanlagen § 86 LBO-SH 
Die ebenerdigen Stellplatzanlagen auf den Gewerbegrundstücken sind mit Pflanzflächen und Bäumen 
folgendermaßen zu gliedern und zu durchgrünen: Auf je 5 Pkw-Stellplätze und auf je 150 m² Lkw-
Stellplatzfläche ist ein standortgerechter, heimischer Laubbaum in der Qualität 3 x v. Hochstamm, 
Stammumfang mindestens 16 - 18 cm zu pflanzen dauerhaft zu erhalten. Baumpflanzungen können auch 
im direkten Umfeld der Stellplatzanlage erfolgen, wenn die Stellplatzanlagen mit einem Dach zur PV-
Nutzung überstellt werden. Die unversiegelte Pflanzfläche pro Baum muss mindestens 10 m² betragen.  
 
Es ist entsprechend den Vorschriften der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-
schaftsbau e. V., 2010) je Baum ein durchwurzelbarer unterirdischer Bereich in einer Größe von 12 m³ 
herzustellen. Die offenen Baumstandorte sind durch geeignete Maßnahmen (z. B. Schutzpoller oder -
bügel, große Findlinge) gegen Überfahren zu sichern. 
 

7.3.8 Ausschluss von Schottergärten  
Die unbebauten Flächen (private Grünflächenanteile der Grundstücke) der Gewerbegrundstücke sind zu 
begrünen und gärtnerisch zu gestalten. Ausgenommen davon sind Wege, Zufahrten, Stell- und 
Lagerplätze. Weitgehend versiegelte Flächen, unbegrünte Schotter- und Kiesflächen sowie mit Folie und 
Vlies abgedeckte Grünflächen sind nicht zulässig. 
 

7.3.9 Befestigung der öffentlichen Fuß- und Unterhaltungswege 
Die Fuß- und Unterhaltungswege in den festgesetzzen Grünflächen sind mit einer wasserdurchlässigen 
Decke (wassergebundene Decke, Schotterrasen) herzustellen.  

7.4 Zuordnung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

7.4.1 Ausgleicherfordernis: 5.447 m ² (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Plangebietes eine 
Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im Süden des Plangeltungsbereichs, 
nördlich des Weges Hasenberg und östlich der Wohnbebauung Ziegelei. Es handelt sich um einen Teil 
des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf. 
 

7.4.2 Erforderlicher Knickersatz:  697 lfm (intern) 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Plangebietes  
Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehenen Knick-Neuanlagen ergeben sich 
gemäß Teil A Planzeichnung für die Teilstücke:  
 
- Ca. 146 m Knickabschnitt entlang der nördlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 9/14, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (südlich der Erschließungsrampe zur B 76), 
- Ca. 246 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 54/4, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 50 m Knickabschnitt entlang der nordöstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, 

Gemarkung Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 19 m Knickabschnitt an der ööstlichen Flurstücksgrenze des Flurstücks 62/6, Flur 5, Gemarkung 

Gettorf, Gemeinde Gettorf (parallel zur B 76), 
- Ca. 166 m Knickabschnitt südlich der Bauflächen (BFL) 2 und 4 sowie  
- Ca. 70 m Knickabschnitt zwischen der festgesetzten Maßnahmenfläche sowie der Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung Parkanlage;  
 

7.4.3 Ausgleicherfordernis: 37.153 m ² (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe wird innerhalb des Gemeindegebietes eine 
externe Ausgleichsfläche zur Verfügung gestellt. Die Ausgleichsfläche liegt im XYZ (Himmelsrichtung) 
Gemeindegebiet im Umfeld XYZ. Es handelt sich um einen Teil des Flurstücks XYZ, Flur XYZ, Gemarkung 
XYZ, Gemeinde XYZ. 
 

7.4.4 Erforderlicher Knickersatz: 1.151 lfm (extern) [in Abstimmung, Angaben werden ergänzt] 
Als Kompensationsmaßnahme für die vorgenannten Eingriffe werden innerhalb des Gemeindegebietes 
zwei Knickabschnitte als Ersatzmaßnahme aufgesetzt. Die vorgesehene Knick-Neuanlage umfasst 
folgende (Teil-)stücke:  
 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
Gemeinde XYZ, Gemarkung XYZ, Flur XYZ, Flurstück XYZ: XYZ lfm 
 
 
 
 
 

8. Maßnahmen zum Schutz vor schädliche Umwelteinwirkungen (Lärm) 

(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Im Gewerbegebiet sind tagsüber nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe im Sinne der 
Baunutzungsverordnung zulässig. Nachts sind auf den Bauflächen BFL 1, BFL 2, BFL 3 und BFL 6 nicht 
wesentlich störende Gewerbebetriebe zulässig. Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind nicht 
störende Gewerbebetriebe zulässig. Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, 
wenn im Rahmen eines Einzelnachweises festgestellt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung bei 
Umsetzung von geeigneten Schallschutzmaßnahmen lautere Nutzungen möglich sind. 
 
Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter ausnahmsweise zulässig. Für die Einhaltung der 
Anforderungen der TA Lärm ist ein Einzelnachweis zu führen. 
 
Für Außenbauteile von Büroräumen und Ähnlichem ergibt sich das erforderliche, gesamte bewertete Bau-
Schalldämm-Maß von R′w,ges gemäß Gleichung (6) der DIN 4109-1:2018-01:  
R’w,ges = La – 35 dB. 
 
Für Außenbauteile an den der B76 abgewandten Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
La um 5 dB gemindert werden. Bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen darf der maßgebliche 
Außenlärmpegel La um 10 dB gemindert werden. 
 
Von den vorgenannten Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an 
den Schallschutz resultieren. 
 
 

9. Von der Bebauung freizuhaltende Fläche - Sichtdreieck 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Innerhalb der gekennzeichneten Sichtfelder dürfen bauliche Anlagen, Bepflanzungen und Einfriedungen 
nur bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 errichtet werden. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, 
die an das jeweilige Grundstück angrenzt, gemessen.  
 
 

10. Mit Rechten zu belastende Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit Fahr- und Leitungsrechten (FL1) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde sowie den 
Rettungskräften. 
 
Die mit Geh- und Fahrrechten (GF2) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde, den Rettungskräften 
und sowie der Öffentlichkeit. 
 
Die mit dem Leitungsrecht (L3) belastete Fläche dient zugunsten der Leitungsträger.  
 
 

II. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBO-SH) 

1. Werbeanlagen im Gewerbegebiet  
(§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBO-SH) 

1.1 Grundsätzlich dürfen von Werbeanlagen keine Blendwirkungen für den Straßenverkehr auf der 
Bundesstraße B 76 ausgehen. 
 

1.2 Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht sind unzulässig. 
 

1.3 Werbeanlagen an Gebäuden: 
 

1.3.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte ihrer Leistung und nur unterhalb der Traufe und in den 
Giebelbereichen/ -flächen zulässig. 
 

1.3.2 Werbeanlagen in der Dachzone sind nicht zulässig.  
 

1.4 Freistehende Werbeanlagen (Werbepylone): 
 

1.4.1 In dem Gewerbegebiet (GE) ist je Gewerbeansiedlung an der Stätte ihrer Leistung ausnahmslos eine [1] 
freistehende Werbeanlage (Werbepylon) zulässig. Die freistehende Werbeanlage (Werbepylon) ist bis zu 
einer folgenden Größe zulässig: 
 
- Freistehende Werbeanlage (Werbepylon) mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und einer 

maximalen Breite von 1,50 m. 
- Für die einzelne Werbefläche je Seite der freistehenden Werbeanlage ist eine Größe von 

maximal 4 m² zulässig. 
 

1.4.2 Der Abstand der freistehenden Werbeanlagen (Werbepylone) zu der öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
(Planstraße A) muss mindestens 1,50 m betragen. Zusätzlich sind die Sichtflächen an den Zufahrten 
gemäß der Richtlinien (RASt06) zu beachten.  
 

1.5  Sammelwerbeanlage (Werbepylon): 

 In dem Gewerbegebiet (GE) ist eine [1] freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage für allgemeine 

Werbezwecke und Wegweiser, die der Vermarktung der Gewerbebetriebe dient, zulässig. Der Standort 

dieser Sammelwerbeanlage ist an einer speziell dafür vorgesehenen Fläche verortet (siehe festgesetzten 

Standort für die freistehende Werbeanlage im Teil A der Planzeichnung). Die freistehende 

Sammelwerbeanlage ist bis zu folgender Größe zulässig: 

- Freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und 
einer maximalen Breite von 3,00 m. 

- Die Sichtflächen sind an den Zufahrten gemäß der Richtlinie (RASt06) zu beachten. 
- Der Standort der freistehenden selbständigen Sammelwerbeanlage kann um den festgesetzten 

Standort gemäß Teil A Planzeichnung um bis zu 5 m verschoben werden.  
 
 
III. Nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sowie Hinweise 

a. Bestehender Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf 

Die Festsetzungen aus dem Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf haben für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf keine Gültigkeit mehr. 
 

b. Einsichtnahme der DIN und Vorschriften 

Die DIN 18920, die Landesbauordnung (LBO-SH), die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen), die Richtlinie für die Anlage von Straßen (RAS-LP von 1999) sowie die Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen und Vegeationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) können ergänzend zum 
Bebauungsplan Nr. 82 bei der Gemeinde Gettorf während der Dienstzeiten eingesehen werden.  
 

c. Artenschutz 

Zur Vermeidung Artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind folgende Bauzeitenregelungen im 
Rahmen der Aufstellung und Umsetzung des B-Planes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf zu beachten:  
 
- Bauarbeiten auf den Grünland-, Acker- und Bracheflächen sind außerhalb der Brutzeit von 

Bodenbrütern (01.03.-15.08.) durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn 
der Brutzeit Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen, welche einen Brutbesatz der Fläche 
verhindern. Als geeignete Maßnahme zur Vergrämung sind vor Beginn der Brutzeit Flatterbänder 
(kontrastreiche Kunststoffbänder) anzubringen. Können die Vergrämungsmaßnahmen nicht vor 
Beginn der Brutzeit erfolgen, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial durch eine Besatzkontrolle 
auf Brutvorkommen zu prüfen. Fällt die Kontrolle negativ aus, muss innerhalb von 5 Tagen entweder 
eine Vergrämung installiert oder mit der Bauausführung begonnen werden. Andernfalls ist eine 
weitere Besatzkontrolle erforderlich.  

- Die Beseitigung von Gehölzen ist außerhalb der Brutzeit von Gehölzbrütern (01.03.-30.09.) 
durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn der Maßnahmen, sofern 
möglich, Besatzkontrollen durch fachlich geschultes Personal durchzuführen. 

- Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des 

Vorhabens zu berücksichtigen. 

Im Falle der Beseitigung von Bäumen sind diese vor den Fällarbeiten im Rahmen einer 
Höhlenbaumkartierung hinsichtlich ihrer Eignung als Fledermausquartier zu beurteilen.  
 
Falls potenzielle Fledermaus-Winterquartiere nicht erhalten werden können, sind vor dem Fällen der 
Bäume die geeigneten Baumhöhlen nach einer Besatzkontrolle der Höhle zu verschließen.  

8. Maßnahmen zum Schutz vor schädliche Umwelteinwirkungen (Lärm) 

(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Im Gewerbegebiet sind tagsüber nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe im Sinne der 
Baunutzungsverordnung zulässig. Nachts sind auf den Bauflächen BFL 1, BFL 2, BFL 3 und BFL 6 nicht 
wesentlich störende Gewerbebetriebe zulässig. Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind nicht 
störende Gewerbebetriebe zulässig. Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, 
wenn im Rahmen eines Einzelnachweises festgestellt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung bei 
Umsetzung von geeigneten Schallschutzmaßnahmen lautere Nutzungen möglich sind. 
 
Auf den Bauflächen BFL 4, BFL 5a und BFL 5b sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter ausnahmsweise zulässig. Für die Einhaltung der 
Anforderungen der TA Lärm ist ein Einzelnachweis zu führen. 
 
Für Außenbauteile von Büroräumen und Ähnlichem ergibt sich das erforderliche, gesamte bewertete Bau-
Schalldämm-Maß von R′w,ges gemäß Gleichung (6) der DIN 4109-1:2018-01:  
R’w,ges = La – 35 dB. 
 
Für Außenbauteile an den der B76 abgewandten Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
La um 5 dB gemindert werden. Bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen darf der maßgebliche 
Außenlärmpegel La um 10 dB gemindert werden. 
 
Von den vorgenannten Festsetzungen kann ausnahmsweise abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an 
den Schallschutz resultieren. 
 
 

9. Von der Bebauung freizuhaltende Fläche - Sichtdreieck 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Innerhalb der gekennzeichneten Sichtfelder dürfen bauliche Anlagen, Bepflanzungen und Einfriedungen 
nur bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 errichtet werden. Die Höhe wird von der Straßenverkehrsfläche, 
die an das jeweilige Grundstück angrenzt, gemessen.  
 
 

10. Mit Rechten zu belastende Flächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die mit Fahr- und Leitungsrechten (FL1) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde sowie den 
Rettungskräften. 
 
Die mit Geh- und Fahrrechten (GF2) belastete Fläche dient zugunsten der Gemeinde, den Rettungskräften 
und sowie der Öffentlichkeit. 
 
Die mit dem Leitungsrecht (L3) belastete Fläche dient zugunsten der Leitungsträger.  
 
 

II. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBO-SH) 

1. Werbeanlagen im Gewerbegebiet  
(§ 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBO-SH) 

1.1 Grundsätzlich dürfen von Werbeanlagen keine Blendwirkungen für den Straßenverkehr auf der 
Bundesstraße B 76 ausgehen. 
 

1.2 Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht sind unzulässig. 
 

1.3 Werbeanlagen an Gebäuden: 
 

1.3.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte ihrer Leistung und nur unterhalb der Traufe und in den 
Giebelbereichen/ -flächen zulässig. 
 

1.3.2 Werbeanlagen in der Dachzone sind nicht zulässig.  
 

1.4 Freistehende Werbeanlagen (Werbepylone): 
 

1.4.1 In dem Gewerbegebiet (GE) ist je Gewerbeansiedlung an der Stätte ihrer Leistung ausnahmslos eine [1] 
freistehende Werbeanlage (Werbepylon) zulässig. Die freistehende Werbeanlage (Werbepylon) ist bis zu 
einer folgenden Größe zulässig: 
 
- Freistehende Werbeanlage (Werbepylon) mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und einer 

maximalen Breite von 1,50 m. 
- Für die einzelne Werbefläche je Seite der freistehenden Werbeanlage ist eine Größe von 

maximal 4 m² zulässig. 
 

1.4.2 Der Abstand der freistehenden Werbeanlagen (Werbepylone) zu der öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
(Planstraße A) muss mindestens 1,50 m betragen. Zusätzlich sind die Sichtflächen an den Zufahrten 
gemäß der Richtlinien (RASt06) zu beachten.  
 

1.5  Sammelwerbeanlage (Werbepylon): 

 In dem Gewerbegebiet (GE) ist eine [1] freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage für allgemeine 

Werbezwecke und Wegweiser, die der Vermarktung der Gewerbebetriebe dient, zulässig. Der Standort 

dieser Sammelwerbeanlage ist an einer speziell dafür vorgesehenen Fläche verortet (siehe festgesetzten 

Standort für die freistehende Werbeanlage im Teil A der Planzeichnung). Die freistehende 

Sammelwerbeanlage ist bis zu folgender Größe zulässig: 

- Freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und 
einer maximalen Breite von 3,00 m. 

- Die Sichtflächen sind an den Zufahrten gemäß der Richtlinie (RASt06) zu beachten. 
- Der Standort der freistehenden selbständigen Sammelwerbeanlage kann um den festgesetzten 

Standort gemäß Teil A Planzeichnung um bis zu 5 m verschoben werden.  
 
 
III. Nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sowie Hinweise 

a. Bestehender Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf 

Die Festsetzungen aus dem Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf haben für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf keine Gültigkeit mehr. 
 

b. Einsichtnahme der DIN und Vorschriften 

Die DIN 18920, die Landesbauordnung (LBO-SH), die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen), die Richtlinie für die Anlage von Straßen (RAS-LP von 1999) sowie die Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen und Vegeationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) können ergänzend zum 
Bebauungsplan Nr. 82 bei der Gemeinde Gettorf während der Dienstzeiten eingesehen werden.  
 

c. Artenschutz 

Zur Vermeidung Artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind folgende Bauzeitenregelungen im 
Rahmen der Aufstellung und Umsetzung des B-Planes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf zu beachten:  
 
- Bauarbeiten auf den Grünland-, Acker- und Bracheflächen sind außerhalb der Brutzeit von 

Bodenbrütern (01.03.-15.08.) durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn 
der Brutzeit Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen, welche einen Brutbesatz der Fläche 
verhindern. Als geeignete Maßnahme zur Vergrämung sind vor Beginn der Brutzeit Flatterbänder 
(kontrastreiche Kunststoffbänder) anzubringen. Können die Vergrämungsmaßnahmen nicht vor 
Beginn der Brutzeit erfolgen, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial durch eine Besatzkontrolle 
auf Brutvorkommen zu prüfen. Fällt die Kontrolle negativ aus, muss innerhalb von 5 Tagen entweder 
eine Vergrämung installiert oder mit der Bauausführung begonnen werden. Andernfalls ist eine 
weitere Besatzkontrolle erforderlich.  

- Die Beseitigung von Gehölzen ist außerhalb der Brutzeit von Gehölzbrütern (01.03.-30.09.) 
durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn der Maßnahmen, sofern 
möglich, Besatzkontrollen durch fachlich geschultes Personal durchzuführen. 

- Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des 

Vorhabens zu berücksichtigen. 

Im Falle der Beseitigung von Bäumen sind diese vor den Fällarbeiten im Rahmen einer 
Höhlenbaumkartierung hinsichtlich ihrer Eignung als Fledermausquartier zu beurteilen.  
 
Falls potenzielle Fledermaus-Winterquartiere nicht erhalten werden können, sind vor dem Fällen der 
Bäume die geeigneten Baumhöhlen nach einer Besatzkontrolle der Höhle zu verschließen.  

 
Bei Eingriffen in Gehölze ist eine Umwelt-Baubegleitung erforderlich, damit ggf. weitere Maßnahmen zum 
Artenschutz durchgeführt werden können.  
 
Für die Außenanlagen sind fledermaus- und insektenfreundliche Leuchtmittel mit ausschließlich 
warmweißem Licht bis maximal 3.000 Kelvin und geringen UV- und Blaulichtanteilen zu verwenden. Die 
Beleuchtung ist in möglichst geringer Höhe anzubringen und nach unten abstrahlend auszurichten.  
 
Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des Vorhabens 
zu berücksichtigen.   
 

d. Knickschutz 

Die aktuell relevante Fassung zum Knickschutz konkretisiert die Regelungen des 
Lanesnaturschutzgesetzes (LNatSchG SH) bezüglich des Schutzes, der Pflege und der Zulässigkeit von 
Maßnahmen an Knicks.   
Die Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz in Schleswig-Holstein, Erlass des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (V 534-
531.04) in der Fassung vom 20.01.2017 ist während und nach der Baupfphase zu beachten. 
 

e. Aufschüttungen und Abgrabungen 

Bei Aufschüttungen und Abgrabungen über 1.000 m² und 30 m³ ist § 63 LBO-SH zu beachten. 
 

f. Denkmalschutz 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gemäß § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der 
Leiter der Arbeiten. 
 

g. Altlasten 

Altlasten sind im Plangeltungsbereich nicht erfasst und voraussichtlich nicht vorhanden. Sollten bei der 
Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen werden (z.B. Plastikteile, Bauschutt, 
auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Bodenschutzbehörde umgehend zu 
informieren. 
 

h. Sichtdreiecke (Außerhalb des Plangeltungsbereichs) 

Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen (Sichtdreiecke), sind jegliche bauliche Anlagen 
nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig. Bepflanzungen und Einfriedungen innerhalb der Sichtdreiecke 
von mehr als 0,80 m Höhe sind unzulässig. 
 

i. Kampfmittel 

Zufallsfunde von Munition sind nicht gänzlich auszuschließen. Sie sind unverzüglich der Polizei zu melden. 
Aufgrund der Gefahr, die von der Munition ausgehen kann, darf sie nicht bewegt oder aufgenommen 
werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der Polizeit zu sichern. 
 

j. h. Gasversorgung  

Im Plangebiet ist aufgrund der Dekarbonisierungsstrategie der Bundesrepublik Deutschlagen – Ausstieg 
aus der Erdgasversorgung bis zum Jahr 2045 – keine Gasnetzerweiterung vorgesehen. Sollte 
Erdgasbedarf nachgewiesen werden und somit trotzdem ein Ausbau des Gasnetzes erforderlich sein, ist 
der für das Plangebiet verantwortliche Netzbetreiber zu kontaktieren. 

1.4.1 In dem Gewerbegebiet (GE) ist je Gewerbeansiedlung an der Stätte ihrer Leistung ausnahmslos eine [1] 
freistehende Werbeanlage (Werbepylon) zulässig. Die freistehende Werbeanlage (Werbepylon) ist bis zu 
einer folgenden Größe zulässig: 
 
- Freistehende Werbeanlage (Werbepylon) mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und einer 

maximalen Breite von 1,50 m. 
- Für die einzelne Werbefläche je Seite der freistehenden Werbeanlage ist eine Größe von 

maximal 4 m² zulässig. 
 

1.4.2 Der Abstand der freistehenden Werbeanlagen (Werbepylone) zu der öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
(Planstraße A) muss mindestens 1,50 m betragen. Zusätzlich sind die Sichtflächen an den Zufahrten 
gemäß der Richtlinien (RASt06) zu beachten.  
 

1.5  Sammelwerbeanlage (Werbepylon): 

 In dem Gewerbegebiet (GE) ist eine [1] freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage für allgemeine 

Werbezwecke und Wegweiser, die der Vermarktung der Gewerbebetriebe dient, zulässig. Der Standort 

dieser Sammelwerbeanlage ist an einer speziell dafür vorgesehenen Fläche verortet (siehe festgesetzten 

Standort für die freistehende Werbeanlage im Teil A der Planzeichnung). Die freistehende 

Sammelwerbeanlage ist bis zu folgender Größe zulässig: 

- Freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und 
einer maximalen Breite von 3,00 m. 

- Die Sichtflächen sind an den Zufahrten gemäß der Richtlinie (RASt06) zu beachten. 
- Der Standort der freistehenden selbständigen Sammelwerbeanlage kann um den festgesetzten 

Standort gemäß Teil A Planzeichnung um bis zu 5 m verschoben werden.  
 
 
III. Nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sowie Hinweise 

a. Bestehender Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf 

Die Festsetzungen aus dem Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf haben für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf keine Gültigkeit mehr. 
 

b. Einsichtnahme der DIN und Vorschriften 

Die DIN 18920, die Landesbauordnung (LBO-SH), die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen), die Richtlinie für die Anlage von Straßen (RAS-LP von 1999) sowie die Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen und Vegeationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) können ergänzend zum 
Bebauungsplan Nr. 82 bei der Gemeinde Gettorf während der Dienstzeiten eingesehen werden.  
 

c. Artenschutz 

Zur Vermeidung Artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind folgende Bauzeitenregelungen im 
Rahmen der Aufstellung und Umsetzung des B-Planes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf zu beachten:  
 
- Bauarbeiten auf den Grünland-, Acker- und Bracheflächen sind außerhalb der Brutzeit von 

Bodenbrütern (01.03.-15.08.) durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn 
der Brutzeit Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen, welche einen Brutbesatz der Fläche 
verhindern. Als geeignete Maßnahme zur Vergrämung sind vor Beginn der Brutzeit Flatterbänder 
(kontrastreiche Kunststoffbänder) anzubringen. Können die Vergrämungsmaßnahmen nicht vor 
Beginn der Brutzeit erfolgen, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial durch eine Besatzkontrolle 
auf Brutvorkommen zu prüfen. Fällt die Kontrolle negativ aus, muss innerhalb von 5 Tagen entweder 
eine Vergrämung installiert oder mit der Bauausführung begonnen werden. Andernfalls ist eine 
weitere Besatzkontrolle erforderlich.  

- Die Beseitigung von Gehölzen ist außerhalb der Brutzeit von Gehölzbrütern (01.03.-30.09.) 
durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn der Maßnahmen, sofern 
möglich, Besatzkontrollen durch fachlich geschultes Personal durchzuführen. 

- Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des 

Vorhabens zu berücksichtigen. 

Im Falle der Beseitigung von Bäumen sind diese vor den Fällarbeiten im Rahmen einer 
Höhlenbaumkartierung hinsichtlich ihrer Eignung als Fledermausquartier zu beurteilen.  
 
Falls potenzielle Fledermaus-Winterquartiere nicht erhalten werden können, sind vor dem Fällen der 
Bäume die geeigneten Baumhöhlen nach einer Besatzkontrolle der Höhle zu verschließen.  

 
Bei Eingriffen in Gehölze ist eine Umwelt-Baubegleitung erforderlich, damit ggf. weitere Maßnahmen zum 
Artenschutz durchgeführt werden können.  
 
Für die Außenanlagen sind fledermaus- und insektenfreundliche Leuchtmittel mit ausschließlich 
warmweißem Licht bis maximal 3.000 Kelvin und geringen UV- und Blaulichtanteilen zu verwenden. Die 
Beleuchtung ist in möglichst geringer Höhe anzubringen und nach unten abstrahlend auszurichten.  
 
Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des Vorhabens 
zu berücksichtigen.   
 

d. Knickschutz 

Die aktuell relevante Fassung zum Knickschutz konkretisiert die Regelungen des 
Lanesnaturschutzgesetzes (LNatSchG SH) bezüglich des Schutzes, der Pflege und der Zulässigkeit von 
Maßnahmen an Knicks.   
Die Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz in Schleswig-Holstein, Erlass des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (V 534-
531.04) in der Fassung vom 20.01.2017 ist während und nach der Baupfphase zu beachten. 
 

e. Aufschüttungen und Abgrabungen 

Bei Aufschüttungen und Abgrabungen über 1.000 m² und 30 m³ ist § 63 LBO-SH zu beachten. 
 

f. Denkmalschutz 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gemäß § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der 
Leiter der Arbeiten. 
 

g. Altlasten 

Altlasten sind im Plangeltungsbereich nicht erfasst und voraussichtlich nicht vorhanden. Sollten bei der 
Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen werden (z.B. Plastikteile, Bauschutt, 
auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Bodenschutzbehörde umgehend zu 
informieren. 
 

h. Sichtdreiecke (Außerhalb des Plangeltungsbereichs) 

Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen (Sichtdreiecke), sind jegliche bauliche Anlagen 
nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig. Bepflanzungen und Einfriedungen innerhalb der Sichtdreiecke 
von mehr als 0,80 m Höhe sind unzulässig. 
 

i. Kampfmittel 

Zufallsfunde von Munition sind nicht gänzlich auszuschließen. Sie sind unverzüglich der Polizei zu melden. 
Aufgrund der Gefahr, die von der Munition ausgehen kann, darf sie nicht bewegt oder aufgenommen 
werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der Polizeit zu sichern. 
 

j. h. Gasversorgung  

Im Plangebiet ist aufgrund der Dekarbonisierungsstrategie der Bundesrepublik Deutschlagen – Ausstieg 
aus der Erdgasversorgung bis zum Jahr 2045 – keine Gasnetzerweiterung vorgesehen. Sollte 
Erdgasbedarf nachgewiesen werden und somit trotzdem ein Ausbau des Gasnetzes erforderlich sein, ist 
der für das Plangebiet verantwortliche Netzbetreiber zu kontaktieren. 

1.4.1 In dem Gewerbegebiet (GE) ist je Gewerbeansiedlung an der Stätte ihrer Leistung ausnahmslos eine [1] 
freistehende Werbeanlage (Werbepylon) zulässig. Die freistehende Werbeanlage (Werbepylon) ist bis zu 
einer folgenden Größe zulässig: 
 
- Freistehende Werbeanlage (Werbepylon) mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und einer 

maximalen Breite von 1,50 m. 
- Für die einzelne Werbefläche je Seite der freistehenden Werbeanlage ist eine Größe von 

maximal 4 m² zulässig. 
 

1.4.2 Der Abstand der freistehenden Werbeanlagen (Werbepylone) zu der öffentlichen Straßenverkehrsfläche 
(Planstraße A) muss mindestens 1,50 m betragen. Zusätzlich sind die Sichtflächen an den Zufahrten 
gemäß der Richtlinien (RASt06) zu beachten.  
 

1.5  Sammelwerbeanlage (Werbepylon): 

 In dem Gewerbegebiet (GE) ist eine [1] freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage für allgemeine 

Werbezwecke und Wegweiser, die der Vermarktung der Gewerbebetriebe dient, zulässig. Der Standort 

dieser Sammelwerbeanlage ist an einer speziell dafür vorgesehenen Fläche verortet (siehe festgesetzten 

Standort für die freistehende Werbeanlage im Teil A der Planzeichnung). Die freistehende 

Sammelwerbeanlage ist bis zu folgender Größe zulässig: 

- Freistehende selbstständige Sammelwerbeanlage mit einer maximalen Höhe von 4,00 m und 
einer maximalen Breite von 3,00 m. 

- Die Sichtflächen sind an den Zufahrten gemäß der Richtlinie (RASt06) zu beachten. 
- Der Standort der freistehenden selbständigen Sammelwerbeanlage kann um den festgesetzten 

Standort gemäß Teil A Planzeichnung um bis zu 5 m verschoben werden.  
 
 
III. Nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB sowie Hinweise 

a. Bestehender Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf 

Die Festsetzungen aus dem Bebauungsplan Nr. 46 der Gemeinde Gettorf haben für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf keine Gültigkeit mehr. 
 

b. Einsichtnahme der DIN und Vorschriften 

Die DIN 18920, die Landesbauordnung (LBO-SH), die RASt 06 (Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen), die Richtlinie für die Anlage von Straßen (RAS-LP von 1999) sowie die Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen und Vegeationsbeständen auf Baustellen (R SBB 2023) können ergänzend zum 
Bebauungsplan Nr. 82 bei der Gemeinde Gettorf während der Dienstzeiten eingesehen werden.  
 

c. Artenschutz 

Zur Vermeidung Artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind folgende Bauzeitenregelungen im 
Rahmen der Aufstellung und Umsetzung des B-Planes Nr. 82 der Gemeinde Gettorf zu beachten:  
 
- Bauarbeiten auf den Grünland-, Acker- und Bracheflächen sind außerhalb der Brutzeit von 

Bodenbrütern (01.03.-15.08.) durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn 
der Brutzeit Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen, welche einen Brutbesatz der Fläche 
verhindern. Als geeignete Maßnahme zur Vergrämung sind vor Beginn der Brutzeit Flatterbänder 
(kontrastreiche Kunststoffbänder) anzubringen. Können die Vergrämungsmaßnahmen nicht vor 
Beginn der Brutzeit erfolgen, sind alle Bereiche mit Lebensraumpotenzial durch eine Besatzkontrolle 
auf Brutvorkommen zu prüfen. Fällt die Kontrolle negativ aus, muss innerhalb von 5 Tagen entweder 
eine Vergrämung installiert oder mit der Bauausführung begonnen werden. Andernfalls ist eine 
weitere Besatzkontrolle erforderlich.  

- Die Beseitigung von Gehölzen ist außerhalb der Brutzeit von Gehölzbrütern (01.03.-30.09.) 
durchzuführen. Ist dieser Zeitraum nicht einzuhalten, sind vor Beginn der Maßnahmen, sofern 
möglich, Besatzkontrollen durch fachlich geschultes Personal durchzuführen. 

- Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG sind bei der Umsetzung des 

Vorhabens zu berücksichtigen. 

Im Falle der Beseitigung von Bäumen sind diese vor den Fällarbeiten im Rahmen einer 
Höhlenbaumkartierung hinsichtlich ihrer Eignung als Fledermausquartier zu beurteilen.  
 
Falls potenzielle Fledermaus-Winterquartiere nicht erhalten werden können, sind vor dem Fällen der 
Bäume die geeigneten Baumhöhlen nach einer Besatzkontrolle der Höhle zu verschließen.  

 
Bei Eingriffen in Gehölze ist eine Umwelt-Baubegleitung erforderlich, damit ggf. weitere Maßnahmen zum 
Artenschutz durchgeführt werden können.  
 
Für die Außenanlagen sind fledermaus- und insektenfreundliche Leuchtmittel mit ausschließlich 
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Lanesnaturschutzgesetzes (LNatSchG SH) bezüglich des Schutzes, der Pflege und der Zulässigkeit von 
Maßnahmen an Knicks.   
Die Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz in Schleswig-Holstein, Erlass des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein (V 534-
531.04) in der Fassung vom 20.01.2017 ist während und nach der Baupfphase zu beachten. 
 

e. Aufschüttungen und Abgrabungen 

Bei Aufschüttungen und Abgrabungen über 1.000 m² und 30 m³ ist § 63 LBO-SH zu beachten. 
 

f. Denkmalschutz 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der 
Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gemäß § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der 
Leiter der Arbeiten. 
 

g. Altlasten 

Altlasten sind im Plangeltungsbereich nicht erfasst und voraussichtlich nicht vorhanden. Sollten bei der 
Bauausführung organoleptisch auffällige Bodenbereiche angetroffen werden (z.B. Plastikteile, Bauschutt, 
auffälliger Geruch oder andere Auffälligkeiten), ist die untere Bodenschutzbehörde umgehend zu 
informieren. 
 

h. Sichtdreiecke (Außerhalb des Plangeltungsbereichs) 

Innerhalb der von der Bebauung freizuhaltenden Flächen (Sichtdreiecke), sind jegliche bauliche Anlagen 
nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig. Bepflanzungen und Einfriedungen innerhalb der Sichtdreiecke 
von mehr als 0,80 m Höhe sind unzulässig. 
 

i. Kampfmittel 

Zufallsfunde von Munition sind nicht gänzlich auszuschließen. Sie sind unverzüglich der Polizei zu melden. 
Aufgrund der Gefahr, die von der Munition ausgehen kann, darf sie nicht bewegt oder aufgenommen 
werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der Polizeit zu sichern. 
 

j. h. Gasversorgung  

Im Plangebiet ist aufgrund der Dekarbonisierungsstrategie der Bundesrepublik Deutschlagen – Ausstieg 
aus der Erdgasversorgung bis zum Jahr 2045 – keine Gasnetzerweiterung vorgesehen. Sollte 
Erdgasbedarf nachgewiesen werden und somit trotzdem ein Ausbau des Gasnetzes erforderlich sein, ist 
der für das Plangebiet verantwortliche Netzbetreiber zu kontaktieren. 
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